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 22 – Pyrotech. 

 

Allgemeinverfügung 
zum Verbot des Abbrennens pyrotechnischer Gegenstände 

 

 

Im Bereich der Altstadt von Hameln ist es ganzjährig verboten, pyro-

technische Gegenstände abzubrennen.  

 

Die Altstadt von Hameln umfasst den Bereich innerhalb der Straßen 

Thiewall, Kastanienwall, Ostertorwall, Münsterwall und bis rechtes We-

serufer zwischen Münsterbrücke und Thiewallbrücke.  

 

Im übrigen Stadtgebiet gilt die gesetzliche Regelung aus § 23 Abs. 1 

der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz, wonach das Abbrennen 

pyrotechnischer Gegen-stände in unmittelbarer Nähe (200 Meter Luftli-

nie) von Kirchen, Krankenhäusern, Kinder- und Altersheimen sowie 

Fachwerkhäusern verboten ist. 

 

Begründung: 

Die Rechtsgrundlage sieht dieses Verbot vor, da es in der Vergangen-

heit immer wieder zu Bränden von Reet- und Fachwerkhäusern ge-

kommen ist, die durch ortsnahe Anwendung pyrotechnischer Gegen-

stände ausgelöst wurden. In den Silvesternächten 2006 und 2007 sind 

allein in Niedersachsen durch das Abbrennen von Feuerwerkskörpern 

wertvolle denkmalgeschützte Fachwerkgebäude in den Fachwerkstäd-

ten Goslar und Osterode am Harz den Flammen zum Opfer gefallen. 

Nur durch schnelles Einschreiten konnten die Feuerwehren eine weite-

re Brandausbreitung auf angrenzende Fachwerkgebäude verhindern.  
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Um Schäden an der wertvollen Hamelner Altbausubstanz, einhergehend mit er-

heblichem wirtschaftlichem Schaden, zu vermeiden, ist ein generelles Verbot für 

den Altstadtbereich aufgrund der hohen Ansammlung von Fachwerkgebäuden si-

cherheitstechnisch angezeigt, zumal auch historische Gebäude der Weserrenais-

sance, die nicht aus Fachwerk bestehen, gefährdet wären.  

 

Diese Verfügung ergeht aufgrund des § 24 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 

Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.Januar 1991 

(BGBI. l S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2009 

(BGBI. l S. 2062).  

 

 

Anordnung der sofortigen Vollziehung: 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Allgemeinverfügung gem. § 80 Abs. 

2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

19.03.1991 (BGBI. l S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.08.2009 

(BGBI. l S. 2870) m. W. v. 26.08.2009 (VwGO) ist aus Gründen des überwiegen-

den öffentlichen Interesses erforderlich.  

Eine Klage hiergegen gem. § 80 Abs. 1 VwGO hätte grundsätzlich aufschiebende 

Wirkung. Im Fall der Klageerhebung könnte die Regelung daher nicht durchgesetzt 

werden. Dies würde zu erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung führen, insbesondere durch bestehende Brandgefahr. Somit muss das 

Interesse des Einzelnen, pyrotechnische Gegenstände innerhalb der Altstadt ab-

zubrennen, hinter dem öffentlichen Interesse zurückstehen, die Gebäude und ins-

besondere die Bewohner zu schützen.  

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 

beim Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover, erho-

ben werden. 

 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist ein Antrag beim Verwaltungs-

gericht Hannover möglich. 

 

 

Hinweis: 

Verstöße gegen diese Verfügung können als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bis 

zu 50.000 Euro geahndet werden. 

 

 

 

Im Auftrag 

 

Gez. 

Seidel 


